
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in den Wochen vor dem Jahreswechsel haben Bundestag und Bun-

desrat ein Steueränderungsgesetz nach dem anderen beraten und 

verabschiedet. Entsprechend hoch ist die Zahl der Änderungen, die 

zum Jahreswechsel in Kraft getreten sind, denn zusätzlich zu den 

neun beschlossenen Gesetzen kommen noch die Änderungen, die 

schon länger feststehen. All diese Änderungen haben wir in den 

folgenden Beiträgen für Sie zusammengestellt: 

ALLE STEUERZAHLER 

Überblick der Änderungen für 2020 .......................................... 2 

Steuerbescheide für 2019 frühestens ab März 2020  ..................... 2 

Bundesregierung diskutiert Vorverlegung der Soli-Abschaffung  ....... 2 
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Förderung der Elektromobilität  ............................................ 3 
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Änderungen für Unternehmer  .............................................. 6 

Änderungen bei der Umsatzsteuer ab 2020 ................................. 9 

Mitteilungspflicht für grenzüberschreitende Steuergestaltungen  ... 10 

Abschluss einer Betriebsprüfung ohne Aufhebung der Vorläufigkeit  11 

GMBH-GESELLSCHAFTER & -GESCHÄFTSFÜHRER 

GmbH-Gesellschafter hat kein Drittanfechtungsrecht  ................ 12 
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IMMOBILIENBESITZER 
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 = diese Meldung finden Sie in der Spalte „Kurz notiert“ 
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 Feb Mär  Apr 

Umsatzsteuer mtl. 10. 10. 14. 

Umsatzsteuer viertelj. - - 14. 

Lohnsteuer 10. 10. 14. 

Einkommensteuer - 10. - 

Körperschaftsteuer - 10. - 

Vergnügungsteuer 10. 10. 14. 

Schonfrist für Zahlungen 

zu obigen Steuern 
13. 13. 17. 

Gewerbesteuer 17. - - 

Grundsteuer 17. - - 

Schonfrist für Zahlungen 

zur Gewerbe-/Grundst. 
20. - - 

SV-Beitragsnachweis 24. 25. 24. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 26. 27. 28. 

 

 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Die Kunst der Politik besteht 

häufig darin, heiße Eisen mit 

fremden Fingern anzufassen.« 

Manfred Rommel 

»Es ist schwierig, von einem Men-

schen Verständnis für etwas zu 

verlangen, wenn sein Einkommen 

davon abhängt, dass er es nicht 

versteht.« 

Upton Sinclair 
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Überblick der Änderungen für 2020 

Neben strengeren Vorgaben für elektronische Kassen müssen 
sich 2020 vor allem Arbeitgeber und Arbeitnehmer an viele Än-
derungen bei der Steuer und Sozialversicherung gewöhnen. 

Zum Jahreswechsel gibt es immer Veränderungen im Steuer- und 

Sozialrecht, doch diesmal fällt deren Zahl besonders üppig aus. 

Bundestag und Bundesrat haben nämlich in den Wochen vor dem 

Jahreswechsel einen wahren Gesetzgebungsmarathon im Steuer-

recht absolviert und damit zusätzlich zu den Änderungen, die 

schon lange feststehen, noch zahlreiche weitere Änderungen be-

schlossen, die schon 2020 in Kraft treten. 

Hier haben wir die wichtigsten Änderungen für 2020 für Sie zu-

sammengestellt, damit Sie sich einen schnellen Überblick ver-

schaffen können. Weitere In-

formationen finden Sie in den 

Schwerpunktbeiträgen, die 

auf Änderungen in bestimm-

ten Bereichen des Steuer-

rechts eingehen. 

 Grundfreibetrag: Der 

Grundfreibetrag (steuer-

freies Existenzminimum) 

steigt 2020 um 240 Euro auf 9.408 Euro. Auch der Höchstbetrag 

für den Abzug von Unterhaltsleistungen wird um 240 Euro auf 

9.408 Euro angehoben. 

 Kalte Progression: Damit Lohnsteigerungen auch im Geldbeutel 

der Beschäftigten ankommen, wird mittlerweile jährlich der Ef-

fekt der „kalten Progression“ ausgeglichen. Dazu werden die 

Eckwerte des Einkommensteuertarifs um die Inflationsrate des 

Vorjahres verschoben – für 2020 also um 1,95 %. 

 Kinderfreibetrag: Weil die letzte Kindergelderhöhung zur Jah-

resmitte 2019 umgesetzt wurde, erfolgt die korrespondierende 

Erhöhung des Kinderfreibetrags in zwei gleich großen Stufen. 

Auch 2020 steigt der Kinderfreibetrag daher für jeden Elternteil 

um jeweils 96 Euro auf 2.586 Euro (insgesamt also um 192 Euro 

auf 5.172 Euro). Die steuerliche Entlastungswirkung entspricht 

damit weiterhin dem Jahresbetrag der Kindergelderhöhung. 

 Mindestlohn: Seit 2015 gibt es in Deutschland den gesetzlichen 

Mindeststundenlohn, für den alle zwei Jahre eine Anpassung an 

die allgemeine Lohnentwicklung vorgesehen ist. Doch die Min-

destlohnkommission hatte 2018 entschieden, dass der Mindest-

lohn sowohl 2019 als auch 2020 um je einen Teilbetrag anstei-

gen soll. Ab 2020 gilt daher ein neuer Mindestlohn von 9,35 Euro 

pro Stunde statt bisher 9,19 Euro. Einige Branchen haben höhe-

re Mindestlöhne, die zum Großteil ebenfalls mit dem Jahres-

wechsel gestiegen sind. 

 Arbeitslosenversicherung: Befristet bis Ende 2022 sinkt der 

Beitragssatz in der Arbeitslosenversicherung ab 2020 um 0,1 % 

auf jetzt 2,4 %. Das ist eine weitere Absenkung, denn schon An-

fang 2019 wurde der Beitragssatz um 0,5 % auf 2,5 % gesenkt. 

 Krankenversicherung: Seit 2015 zahlen Arbeitgeber und Ar-

beitnehmer in der gesetzlichen Krankenversicherung je zur 

Hälfte einen festen Beitragssatz von 14,6 %. Dazu kommt ein 

Zusatzbeitrag, den zunächst nur die Arbeitnehmer schultern 

mussten, der aber seit dem 1. Januar 2019 ebenfalls hälftig von 

Arbeitgebern und Arbeitnehmern getragen wird. Für die meis-

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Steuerbescheide für 2019 
frühestens ab März 2020 

Am 16. März beginnen die Finanzämter 

mit der Bearbeitung der Einkommensteu-

er für das Jahr 2019. Arbeitgeber, Versi-

cherungen und andere Institutionen haben 

bis zum 29. Februar 2020 Zeit, die für die 

Steuerberechnung benötigten Daten an 

die Finanzverwaltung zu übermitteln. Die 

Steuererklärung schon vor März einzurei-

chen hat also nur den Vorteil, dass die Er-

klärung als eine der ersten bearbeitet 

wird, sobald alle Daten vorliegen. 

 

Bundesregierung diskutiert 
Vorverlegung der Soli-Abschaffung 

Aufgrund der unerwartet hohen Steuer-

einnahmen im letzten Jahr hat der Bun-

desfinanzminister ein Vorziehen der teil-

weisen Abschaffung des Solidaritätszu-

schlags um ein halbes Jahr ins Gespräch 

gebracht. Wie das genau funktionieren 

soll, hat der Minister allerdings offen ge-

lassen. Am einfachsten wäre ein Vorzie-

hen um ein volles Jahr. Damit wären auch 

viele Verfassungsbeschwerden hinfällig. 

Doch dann wäre das Steueraufkommen für 

2020 zu niedrig. Eine Vorverlegung auf 

den 1. Juli 2020 erscheint da als guter 

Kompromiss, aber rechtlich wäre eine Än-

derung in der Jahresmitte mit erheblichen 

Herausforderungen verbunden. Zwar wäre 

beim Lohnsteuerabzug eine termingerech-

te Umsetzung mit wenig Aufwand mög-

lich, aber es bleibt dann die Frage, wie 

bei der Veranlagung von Steuererklärun-

gen im kommenden Jahr verfahren wer-

den soll. Ob der Plan tatsächlich umge-

setzt wird, ist daher noch offen. 

 

ElsterFormular ab 2020 nur 
noch eingeschränkt nutzbar 

Die Finanzverwaltung hatte bereits vor 

einem Jahr darauf hingewiesen, dass die 

Software ElsterFormular letztmalig für die 

Erstellung der Steuererklärungen und 

(Vor-)Anmeldungen für das Jahr 2019 zur 

Verfügung stehen wird. Das bedeutet 

nicht, dass die Software nun nicht mehr 

nutzbar wäre, sondern nur, dass für das 

Steuerjahr 2020 keine neuen Eingabefor-

mulare in der Software mehr verfügbar 

sein werden. Als Alternative bietet die Fi-

nanzverwaltung die Website „Mein ELS-

TER“ an, über die nicht nur Steuererklä-

rungen, sondern auch verschiedene An-

träge, Mitteilungen und Einsprüche ans 

Finanzamt gesendet werden können. 
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ten Mitglieder gilt der individuelle Zusatzbeitrag der jeweiligen 

Krankenkasse. Daneben gibt es für bestimmte Personenkreise 

einen bundeseinheitlichen durchschnittlichen Zusatzbeitrags-

satz, der 2020 von 0,9 % auf 1,1 % steigt. 

 Künstlersozialabgabe: Nachdem die Künstlersozialabgabe in 

den letzten Jahren immer wieder abgesenkt wurde – zuletzt 

2018 von 4,8 % auf 4,2 % - bleibt der Abgabesatz 2020 unverän-

dert auf dem historisch niedrigen Niveau von 4,2 %. Die Künst-

lersozialabgabe müssen Unternehmen zahlen, die künstlerische 

und publizistische Leistungen verwerten. 

 Verpflegungsmehraufwand: Die Pauschalen für Verpflegungs-

mehraufwand wurden angehoben. Für einen vollen Kalendertag 

der Abwesenheit können nun 28 Euro statt bisher 24 Euro ange-

setzt werden und für den An- und Abreisetag oder einer Abwe-

senheit von mehr als acht Stunden der halbe Betrag, also 14 Eu-

ro statt bisher 12 Euro. 

 Kassenführung: Ab 2020 gelten deutlich strengere Vorgaben für 

die Verwendung elektronischer Registrierkassen oder Kassensys-

teme. Diese müssen nun mit einer zertifizierten technischen 

Sicherheitseinrichtung (tSE) ausgerüstet sein, damit die Kassen-

führung vom Finanzamt 

anerkannt wird. Für die 

Umrüstung der Kassen 

gewährt die Finanzver-

waltung allerdings eine 

Gnadenfrist bis zum 30. 

September 2020. Außer-

dem ist die Nutzung sol-

cher Kassen und Sicher-

heitseinrichtungen beim 

Finanzamt zu melden, und für die Kunden muss grundsätzlich 

ein Kassenbeleg erstellt werden (Bonpflicht). Der Beleg kann 

elektronisch oder in Papierform zur Verfügung gestellt werden. 

Für die Meldepflicht arbeitet die Finanzverwaltung noch an ei-

nem elektronischen Verfahren und verzichtet bis zu dessen Ein-

führung auf die eigentlich ab 1. Januar 2020 vorgeschriebenen 

Meldungen. Mehr Informationen zu den neuen Regeln haben wir 

in einem separaten Merkblatt für Sie zusammengestellt. 

 Buchführungsregeln: In den „Grundsätzen zur ordnungsmäßi-

gen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen 

und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff 

(GoBD)“ hat das Bundesfinanzministerium 2014 festgelegt, wel-

che Vorgaben bei der Buchhaltung zu beachten sind, damit die 

Buchführung vom Finanzamt anerkannt wird. Für 2020 hat das 

Ministerium diese Regeln einer punktuellen Überarbeitung un-

terzogen, die im Sommer 2019 veröffentlicht, kurz darauf je-

doch wieder zurückgezogen wurde. Die endgültige Fassung, die 

ab 2020 gilt, hat das Ministerium nun kurz vor dem Jahreswech-

sel veröffentlicht. Mehr zu den Änderungen lesen Sie in einer 

der nächsten Ausgaben. 

 Sachbezüge: Für Sachbezüge gibt es jetzt eine gesetzliche De-

finition, die nicht nur dauerhaft für mehr Klarheit sorgen, son-

dern gleichzeitig auch bestimmte Entgeltoptimierungsmodelle 

aushebeln soll. Ab 2020 sind deshalb zweckgebundene Geldleis-

tungen, nachträgliche Kostenerstattungen und andere Vorteile, 

die auf einen Geldbetrag lauten, grundsätzlich keine Sachbezü-

ge (mehr dazu im Beitrag für Arbeitgeber und Arbeitnehmer). 

Förderung der Elektromobilität 

Das vergangene Jahr stand auch im Steu-

errecht im Zeichen des Klimaschutzes. 

Gleich zwei Steueränderungsgesetze wur-

den aufgelegt, um klimafreundliches Ver-

halten steuerlich zu fördern. Viele der da-

rin enthaltenen Maßnahmen sind auf die 

weitere Verbreitung von elektrisch be-

triebenen Fahrzeugen gerichtet. Dazu 

wurden sowohl bestehende Steuerbegüns-

tigungen zeitlich und teilweise vom Um-

fang her deutlich ausgeweitet, als auch 

einige neue Steuerbegünstigungen für 

Fahrzeuge mit Elektroantrieb geschaffen. 

 Firmenwagen: Zur Förderung der 

Elektromobilität gilt seit Januar 2019 

eine Halbierung der Bemessungsgrund-

lage bei der pauschalen Ermittlung des 

geldwerten Vorteils aus der Nutzung 

eines Firmenwagens. Statt 1 % des Lis-

tenpreises sind für Elektro- und Hyb-

ridfahrzeuge also monatlich nur 0,5 % 

des Listenpreises für die Privatnutzung 

zu versteuern. Für Fahrten zwischen 

Wohnung und Arbeit fallen entspre-

chend nur 0,015 % pro Monat und Ent-

fernungskilometer an statt 0,03 %. Bei 

Führung eines Fahrtenbuchs ist ent-

sprechend nur die Hälfte der Anschaf-

fungs- oder Leasingkosten bei der Be-

rechnung der steuerpflichtigen Nut-

zung anzusetzen. Diese Regelung war 

bisher auf Firmenwagen beschränkt, 

die zwischen dem 1. Januar 2019 und 

dem 31. Dezember 2021 angeschafft 

oder geleast werden, und soweit bei 

Hybridfahrzeugen die Reichweite des 

Elektroantriebs mindestens 40 km be-

trägt. Diese Regelung wird nun nicht 

nur verlängert, sondern auch deutlich 

ausgeweitet. Für zwischen dem 1. Ja-

nuar 2019 und dem 31. Dezember 2030 

angeschaffte Dienstwagen, die keine 

CO2-Emissionen haben und deren Brut-

tolistenpreis unter 40.000 Euro liegt, 

wird die Besteuerung ab 2020 sogar 

auf ein Viertel statt nur die Hälfte re-

duziert. Für alle anderen Firmenwagen 

mit Elektro- oder Hybridantrieb wurde 

die Halbierung der Bemessungsgrund-

lage immerhin bis Ende 2030 verlän-

gert. Allerdings müssen neu an-

geschaffte Fahrzeuge ab 2022 eine 

Mindestreichweite des Elektroantriebs 

von 60 km und ab 2025 von 80 km ha-

ben, um weiterhin von der steuerli-

chen Förderung zu profitieren. 

 Nutzfahrzeuge: Für die Anschaffung 

von neuen (nicht gebraucht), rein 

elektrisch betriebenen Nutzfahrzeugen 

mit einem zulässigen Gesamtgewicht 

bis 7,5 Tonnen sowie für elektrisch be-

triebene Lastenfahrräder gibt es nun 
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 E-Mobilität: Das Jahressteuergesetz 2019 heißt offiziell „Gesetz 

zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und 

zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“. Entsprechend 

zahlreich sind die darin enthaltenen Änderungen zu Steuerbe-

günstigungen für Fahrzeuge mit Elektroantrieb. Hauptsächlich 

sind das Verlängerungen oder Ausweitungen bereits bestehen-

der Steuerbegünstigungen, aber es wird auch eine neue Sonder-

abschreibung für rein elektrisch betriebene Nutzfahrzeuge ein-

geführt. Details zu diesen Änderungen finden Sie im Beitrag 

„Förderung der Elektromobilität“. 

 Energetische Sanierung: Durch die steuerliche Förderung von 

energetischen Sanierungsmaßnahmen an selbstgenutztem 

Wohneigentum wird befristet bis 2030 ein Anreiz geschaffen, 

die eigene Immobilie klimafreundlicher zu machen. Förderfähig 

sind Sanierungsmaßnahmen, 

die auch in bestehenden 

Programmen der Gebäude-

förderung als förderungs-

würdig eingestuft sind. 

Auch Kosten für Energiebe-

rater gelten als förderfähi-

ge Aufwendungen. Von der 

Steuerschuld können 20 % 

der Aufwendungen verteilt 

auf drei Jahre abgezogen werden (7 % im ersten und zweiten 

Jahr, 6 % im dritten Jahr). Pro Immobilie sind Aufwendungen bis 

zu 200.000 Euro förderfähig, was einem Steuerbonus von bis zu 

40.000 Euro entspricht. 

 Umsatzsteuer: Auch bei der Umsatzsteuer hat sich zum Jah-

reswechsel einiges geändert. Neben der Absenkung des Steuer-

satzes auf bestimmte Produkte und Dienstleistungen sind das in 

erster Linie Änderungen für den grenzüberschreitenden Handel 

durch die Umsetzung der EU-Sofortmaßnahmen zur Bekämpfung 

des Umsatzsteuerbetrugs und Verbesserung der Rechtssicherheit 

bei grenzüberschreitenden Geschäften. Details zu allen umsatz-

steuerlichen Änderungen haben wir in einem separaten Beitrag 

für Sie zusammengestellt. 

 Forschungszulage: Vorrangig kleine und mittlere Unternehmen 

sollen durch eine steuerliche Forschungszulage ab 2020 ver-

mehrt in eigene Forschung und Entwicklungstätigkeiten inves-

tieren. Die Forschungszulage ist unabhängig von der jeweiligen 

Gewinnsituation, weil sie nicht an der Bemessungsgrundlage der 

Einkünfteermittlung und auch nicht an der festzusetzenden 

Steuer ansetzt. Stattdessen werden die Personalausgaben für 

die Forschungstätigkeit mit 25 % bezuschusst. Das gilt auch für 

die Tätigkeit von Betriebsinhabern oder Einzelunternehmern. 

Mehr zur Forschungszulage folgt in einer der nächsten Ausgaben. 

 Verwaltungsautomatisierung: Die Abgabenordnung ermöglichte 

bislang lediglich den vollständig automationsgestützten Erlass 

von Steuerbescheiden und gleichgestellten Bescheiden. Daher 

wurde nun die nach der Datenschutz-Grundverordnung notwen-

dige gesetzliche Grundlage geschaffen, um auch bestimmte an-

dere Verwaltungsakte vollständig automationsgestützt zu veran-

lassen. Das betrifft die Gewährung einer Fristverlängerung in 

bestimmten Fällen, die Festsetzung eines dem Grunde und der 

Höhe nach vom Gesetz vorgegebenen Verspätungszuschlags so-

wie die Anforderung von Säumniszuschlägen, die nicht mit den 

Hauptsteuern beigetrieben werden.  

die Möglichkeit einer Sonderabschrei-

bung von 50 % der Anschaffungskosten 

im Jahr der Anschaffung. Diese Son-

derabschreibung ist zusätzlich zur re-

gulären linearen Abschreibung möglich 

und gilt für alle Fahrzeuge und Fahrrä-

der, die zwischen dem 1. Januar 2020 

und dem 31. Dezember 2030 ange-

schafft werden. Als Elektronutzfahr-

zeuge gelten Fahrzeuge der EG-Fahr-

zeugklassen N1, N2 und N3, die aus-

schließlich durch Elektromotoren an-

getrieben werden, die den Strom ganz 

oder überwiegend aus mechanischen 

oder elektrochemischen Energiespei-

chern oder aus emissionsfrei betriebe-

nen Energiewandlern beziehen. Für 

elektrisch betriebene Lastenfahrräder 

ist zur Nutzung der Sonderabschrei-

bung neben einem elektrischen Hilfs-

antrieb ein Mindest-Transportvolumen 

von 1 m³ und eine Nutzlast von min-

destens 150 kg vorgeschrieben. 

 Hinzurechnung: Miet- und Leasingzah-

lungen für bewegliche Wirtschaftsgü-

ter sind bei der Gewerbesteuer mit ei-

nem pauschalierten Finanzierungsan-

teil von 20 % dem Gewerbeertrag hin-

zuzurechnen. Für Fahrräder, Elektro-

fahrzeuge und extern aufladbare 

Hybridfahrzeuge unterliegen bis Ende 

2030 jedoch nur noch 10 % der Miet- 

oder Leasingkosten der Hinzurech-

nung. Diese Änderung gilt allerdings 

nur für Miet- oder Leasingverträge, die 

nach dem 31. Dezember 2019 abge-

schlossen wurden. 

 Aufladen beim Arbeitgeber: Arbeit-

geber können Arbeitnehmern mit 

Elektroauto seit 2017 steuerfrei das 

Aufladen ermöglichen. Die Batteriefül-

lung wird also - anders als bei anderen 

Vergünstigungen durch den Arbeitge-

ber - nicht als geldwerter Vorteil ver-

steuert. Ebenfalls komplett steuerfrei 

ist die zeitweise Überlassung einer be-

trieblichen Ladevorrichtung zur priva-

ten Nutzung. Das umfasst die komplet-

te Ladeinfrastruktur einschließlich Zu-

behör und Dienstleistungen zur Instal-

lation oder Inbetriebnahme der Lade-

vorrichtung. Dieser Steuervorteil war 

bis Ende 2020 befristet, wurde jetzt 

aber um 10 Jahre – also bis Ende 2030 

– verlängert. 

 Ladestationen: Ebenfalls seit 2017 ha-

ben Arbeitgeber die Möglichkeit, geld-

werte Vorteile aus der unentgeltlichen 

oder verbilligten dauerhaften Übereig-

nung der Ladevorrichtung oder Zu-

schüsse zur Anschaffung und Nutzung 

bei der Lohnsteuer pauschal mit 25 % 

zu besteuern. Auch diese Regelung 

wurde bis Ende 2030 verlängert. 
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Änderungen für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

Neben der Erhöhung des Mindestlohns und zahlreicher weiterer 
Beträge im Steuerrecht gibt es 2020 vor allem neue Vorgaben 
für steuerfreie Sachbezüge.  

Viele der zum Jahreswechsel in Kraft getretenen Änderungen im 

Bereich der Lohnsteuer und Sozialversicherung beschränken sich 

auf die Anpassung von Grenzwerten, Beitragssätzen und anderen 

gesetzlich festgeschriebenen Beträgen. Die wichtigsten Änderun-

gen aus dieser Kategorie sind zweifellos die Anhebung des Mindest-

lohns und der Eckwerte im Einkommensteuertarif, darunter das 

steuerfreie Existenzminimum sowie der Kinderfreibetrag. 

Daneben müssen Arbeitgeber und Arbeitnehmer im neuen Jahr 

aber noch einige weitere Änderungen im Auge behalten. Das reicht 

von der Einführung einer neuen Kostenpauschale für Berufskraft-

fahrer über die Ausweitung verschiedener Steuerbegünstigungen 

für Elektromobilität und andere umweltfreundliche Transportmit-

tel bis zur Einbeziehung beschränkt steuerpflichtiger Arbeitnehmer 

in das ELStAM-System. Besondere Aufmerksamkeit verdient aber 

insbesondere die neue Definition für steuerfreie Sachbezüge, denn 

dadurch werden verschiedene Methoden ausgehebelt, mit der bis-

her die Sachbezugsfreigrenze ausgenutzt wurde. 

 Sachbezüge: Immer wieder gab es in der Vergangenheit Streit 

mit den Finanzämtern über die Abgrenzung zwischen Bar- und 

Sachlohn, insbesondere wenn es um Gutscheine, Kostenerstatt-

ungen oder die Übernahme von Versicherungsbeiträgen durch 

den Arbeitgeber ging. Weil sich die Rechtsprechung zu dieser 

Abgrenzung im Lauf der Jahre mehrfach geändert hat, soll ab 

2020 eine gesetzliche Definition dauerhaft für mehr Klarheit 

sorgen und gleichzeitig bestimmte Entgeltoptimierungsmodelle 

für die Zukunft verhin-

dern. Zum grundsätzlich 

steuerpflichtigen Barlohn 

gehören nun zweckge-

bundene Geldleistungen, 

nachträgliche Kosten-

erstattungen, Geldsurro-

gate und andere Vorteile, 

die auf einen Geldbetrag 

lauten sowie Versiche-

rungsbeiträge und andere Zukunftssicherungsleistungen für den 

Arbeitnehmer oder diesem nahestehende Personen. Es wird also 

grundsätzlich klargestellt, dass alle Leistungen, die auf einen 

Geldbetrag lauten, auch als Einnahme in Geld behandelt wer-

den. Gutscheine gelten allerdings weiterhin als Sachbezüge, 

wenn der Aussteller identisch ist mit dem Unternehmen, dessen 

Waren oder Dienstleistungen damit bezogen werden können. 

Weitere Voraussetzung ist, dass die Gutscheine zusätzlich zum 

ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt und nicht im Rahmen 

einer Entgeltumwandlung ausgegeben werden. Bestimmte Leis-

tungen (Guthabenkarten etc.) sind damit keine Sachbezüge 

mehr. Die Änderung wirkt sich nicht nur auf die monatliche 

Freigrenze für Sachbezüge von 44 Euro aus, sondern auch auf 

die Pauschalierung der Einkommensteuer bei Sachzuwendungen. 

 Wohnungsüberlassung: Für Wohnungen, die der Arbeitgeber 

dem Arbeitnehmer zu eigenen Wohnzwecken überlässt, wird ein 

Bewertungsabschlag eingeführt. Bisher war grundsätzlich die 

Differenz zwischen vom Arbeitnehmer tatsächlich gezahlter 

Miete und ortsüblicher Miete als Sachbezug zu versteuern. Jetzt 

Sachbezugswerte für 2020 

Jedes Jahr werden die Sachbezugswerte  

an die allgemeine Preisentwicklung ange-

passt. Wie üblich wurden für 2020 sowohl 

der Wert für eine freie Unterkunft als 

auch der Wert für Mahlzeiten angehoben. 

Der Wert für Mahlzeiten steigt diesmal 

sogar um fast 3 %. Die Sachbezugswerte 

betragen in 2020 bundeseinheitlich 

 für eine freie Unterkunft monatlich 

235 Euro oder täglich 7,83 Euro; 

 für unentgeltliche oder verbilligte 

Mahlzeiten kalendertäglich 8,60 Euro 

(2019: 8,37 Euro), davon entfallen 

1,80 Euro auf ein Frühstück und je 

3,40 Euro auf ein Mittag- oder Abend-

essen. Der monatliche Sachbezugswert 

beträgt 258 Euro (bisher 251 Euro; 

Frühstück 54 statt 53 Euro, Mittag- und 

Abendessen 102 statt 99 Euro). 

 

Beitragsbemessungsgrenzen 2020 

Zum 1. Januar 2020 wurden die Beitrags-

bemessungsgrenzen der Sozialversiche-

rung und andere Sozialversicherungswerte 

wie jedes Jahr an die Lohnentwicklung im 

vorangegangenen Jahr angepasst. Die 

neuen Eckwerte basieren auf einer durch-

schnittlichen Lohnsteigerung von 3,12 %, 

wobei in Ostdeutschland erneut eine et-

was stärkere Anhebung erfolgt ist als in 

Westdeutschland. 

 Die Beitragsbemessungsgrenze in der 

Renten- und Arbeitslosenversicherung 

steigt im Westen um 2.400 Euro auf 

82.800 Euro (6.900 Euro mtl.). Im Os-

ten steigt sie um 3.600 Euro auf dann 

77.400 Euro (6.450 Euro mtl.). 

 In der knappschaftlichen Versicherung 

steigt die Grenze im Westen um 3.000 

Euro auf dann 101.400 Euro (8.450 Eu-

ro mtl.). Im Osten beträgt die Erhö-

hung 3.600 Euro auf nun 94.800 Euro 

(7.900 Euro mtl.). 

 In der Kranken- und Pflegeversiche-

rung ist die Beitragsbemessungsgrenze 

bundesweit einheitlich festgelegt und 

erhöht sich um 1.800 Euro auf jetzt 

56.250 Euro (4.687,50 Euro mtl.). Die 

Versicherungspflichtgrenze liegt aller-

dings 6.300 Euro höher bei 62.550 Euro 

im Jahr (5.212,50 Euro mtl.). 

 Die Bezugsgröße, die zum Beispiel für 

die Mindestbeitragsbemessungsgrund-

lage für freiwillige Mitglieder in der 

gesetzlichen Krankenversicherung re-

levant ist, erhöht sich im Westen wie-

der um 840 Euro auf 38.220 Euro im 

Jahr (3.185 Euro mtl.). Im Osten steigt 

sie um 1.680 Euro auf 36.120 Euro im 

Jahr (3.010 Euro mtl.). 
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soll der Ansatz eines Sachbezugs unterbleiben, soweit der Ar-

beitnehmer mindestens zwei Drittel der ortsüblichen Miete be-

zahlt und die ortsübliche Nettokaltmiete nicht mehr als 25 Euro 

je Quadratmeter beträgt. Effektiv ist also nur noch die Diffe-

renz zwischen tatsächlicher Miete und der um ein Drittel redu-

zierten Vergleichsmiete als Sachbezug anzusetzen. Damit soll 

die soziale Fürsorge von Arbeitgebern unterstützt werden, die 

ihren Arbeitnehmern auch in hochpreisigen Ballungsgebieten 

bezahlbaren Wohnraum bereitstellen. Die Obergrenze soll die 

Anwendung des Bewertungsabschlags auf Luxuswohnungen ver-

hindern. Für die Bewertung einer Unterkunft, die keine voll-

ständige Wohnung ist, ist wie bisher der amtliche Sachbezugs-

wert maßgebend. 

 Kraftfahrerpauschale: Für Berufskraftfahrer und andere Ar-

beitnehmer, die ihre Tätigkeit vorwiegend in einem Kfz ausüben, 

gibt es ab 2020 eine neue Werbungskostenpauschale für Über-

nachtungen im Fahrzeug des Arbeitgebers von 8 Euro pro Tag. 

Diesen Betrag kann der Arbeitnehmer in seiner Steuererklärung 

als Werbungskosten gel-

tend machen, sofern der 

Betrag nicht vom Arbeitge-

ber steuerfrei ersetzt wird. 

Selbstverständlich können 

stattdessen auch weiterhin 

die tatsächlichen Aufwen-

dungen geltend gemacht 

werden, wenn diese höher 

sind. Die Entscheidung, die 

tatsächlich entstandenen Mehraufwendungen oder den gesetzli-

chen Pauschbetrag geltend zu machen, muss jedoch im ganzen 

Kalenderjahr einheitlich sein. Die neue Pauschale kann zusätz-

lich zu den Verpflegungsmehraufwendungen für alle Tage mit 

einer Abwesenheit von 24 Stunden sowie für den An- und Abrei-

setag beansprucht werden. 

 Betriebliche Gesundheitsförderung: Arbeitgeber können ihren 

Beschäftigten Leistungen, die der Verbesserung des allgemeinen 

Gesundheitszustands der Arbeitnehmer oder der betrieblichen 

Gesundheitsförderung dienen und bestimmten Vorgaben genü-

gen, bis zu einem Betrag von 500 Euro pro Arbeitnehmer und 

Jahr steuerfrei zur Verfügung stellen. Der Arbeitgeber kann die 

Leistung entweder als betriebsinterne Maßnahme anbieten oder 

Barzuschüsse für solche Leistungen durch externe Anbieter ge-

währen, zum Beispiel für Ernährungsberatung, Stressbewälti-

gung oder gesundheitsorientierte Bewegungsprogramme. Dieser 

Freibetrag wird ab 2020 auf 600 Euro angehoben. 

 Gruppenunfallversicherung: Beiträge des Arbeitgebers zu einer 

Gruppenunfallversicherung für seine Arbeitnehmer sind kein 

steuerpflichtiger Arbeitslohn, wenn allein der Arbeitgeber die 

Rechte aus dem Versicherungsvertrag geltend machen kann. 

Steht der Leistungsanspruch gegenüber der Versicherung dage-

gen unmittelbar dem Arbeitnehmer zu, sind die Beitragsleistun-

gen steuerpflichtiger Arbeitslohn. Allerdings kann die Lohnsteu-

er mit einem Satz von 20 % pauschaliert werden, wenn der 

durchschnittliche Versicherungsbeitrag pro Arbeitnehmer nicht 

mehr als 62 Euro im Jahr beträgt. Diese Pauschalierungsgrenze 

steigt ab 2020 auf 100 Euro pro Arbeitnehmer und Jahr. 

 Kurzfristige Beschäftigung: Für kurzfristige Tätigkeiten, bei 

denen die im Inland ausgeübte Tätigkeit 18 zusammenhängende 

Arbeitstage nicht übersteigt, ist eine Pauschalierung der Lohn-

Änderungen für Unternehmer 

Neben den Änderungen bei der Umsatz-

steuer sowie den strengeren Vorgaben für 

die Kassenführung und den überarbeite-

ten Buchführungsregeln gibt es 2020 noch 

einige weitere Änderungen, die für Un-

ternehmer von Bedeutung sind. 

 Brexit: Mehrfach hat die EU die Aus-

trittsfrist für die Briten im letzten Jahr 

verlängert. Rückgängig machen woll-

ten die Briten den Brexit nicht, aber 

ein harter Brexit konnte ebenfalls ver-

hindert werden. Am 31. Januar 2020 

ist das Vereinigte Königreich aus der 

EU ausgeschieden, und auch wenn sich 

dadurch zunächst wenig ändert, läuft 

die vereinbarte Übergangsfrist nur bis 

Ende des Jahres. Unternehmer müssen 

daher dieses Jahr die weitere Entwick-

lung im Auge behalten und sich auf die 

zum Jahresende unweigerlich anste-

henden Änderungen vorbereiten. 

 Schachtelprivileg: Bisher unterschied 

das Gesetz beim Schachtelprivileg zwi-

schen Schachteldividenden von inlän-

dischen Gesellschaften, Gesellschaften 

in anderen EU-Staaten, die die Voraus-

setzungen der Mutter-Tochterrichtlinie 

der EU erfüllen, und ausländischen Ka-

pitalgesellschaften, die Geschäftslei-

tung und Sitz außerhalb der EU haben. 

Dass ausländische Gesellschaften kei-

ner Gewerbesteuer unterliegen und 

damit nicht mit inländischen Kapital-

gesellschaften vergleichbar sind, hat 

der Europäische Gerichtshof nicht als 

Rechtfertigung gelten lassen und die 

Unterscheidung als unionsrechtswidrig 

eingestuft. Künftig wird beim Schach-

telprivileg daher nicht mehr nach dem 

Ort von Sitz und Geschäftsleitung der 

Gesellschaft unterschieden. Es wird 

nur noch einheitlich eine Beteiligung 

von mindestens 15 % zu Beginn des 

Veranlagungszeitraums gefordert. Die 

Änderung gilt ab 2020, für vorherige 

Zeiträume wurde die Nichtanwendung 

der höheren Anforderungen an auslän-

dische Gesellschaften bereits 2019 in 

gleich lautenden Ländererlassen der 

Finanzverwaltung angeordnet. 

 Abfärbung: Die Einkünfte einer Perso-

nengesellschaft, die selbst nicht ge-

werblich tätig ist, aber aus Beteiligun-

gen oder Nebentätigkeiten gewerbli-

che Einkünfte in nicht vernachlässigba-

rer Höhe erzielt, gilt in vollem Umfang 

als gewerblich tätig, womit der gesam-

te Ertrag gewerbesteuerpflichtig ist. 

Nachdem der Bundesfinanzhof 2018 

entschieden hatte, dass diese gewerb-

liche Abfärbung nicht zum Tragen 

kommt, wenn aus der gewerblichen 
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steuer mit 25 % des Arbeitslohns möglich. Die Pauschalierung ist 

aber an bestimmte Voraussetzungen geknüpft. Insbesondere 

darf der durchschnittliche Arbeitslohn je Arbeitstag nicht höher 

sein als 72 Euro und der durchschnittliche Stundenlohn darf ma-

ximal 12 Euro betragen. Diese Höchstbeträge werden ab 2020 

auf 120 Euro pro Tag und 15 Euro pro Stunde angehoben. Ohne 

diese Anhebung wäre eine Einhaltung der Tagesgrenze bei ei-

nem achtstündigen Arbeitstag selbst mit dem gesetzlichen Min-

destlohn nicht mehr möglich gewesen. Außerdem wird ab 2021 

eine Regelung zur Lohnsteuerpauschalierung bei kurzfristigen, 

im Inland ausgeübten Tätigkeiten beschränkt steuerpflichtiger 

Arbeitnehmer geschaffen, die einer ausländischen Betriebsstät-

te des inländischen Arbeitgebers zugeordnet sind. 

 Betriebsrenten: Seit 2004 gibt es eine Doppelverbeitragung von 

Betriebsrenten in der Krankenversicherung. Um mehr Geld für 

die Krankenkassen einzutreiben, hatte die rot-grüne Bundesre-

gierung damals beschlossen, ohne Übergangsfrist und rückwir-

kend für bestehende Verträge Betriebsrenten nicht nur in der 

Anspar-, sondern auch in der Auszahlphase im Rentenalter mit 

dem vollen Beitragssatz zur Kranken- und Pflegeversicherung zu 

belasten. Diese Doppelverbeitragung wird zwar nicht abge-

schafft, aber ab 2020 immerhin deutlich abgemildert. Bisher 

gab es nur eine Freigrenze: Lag die Summe aus allen Versor-

gungsbezügen und Arbeitseinkommen aus nebenberuflicher 

Selbständigkeit über einem Zwanzigstel der monatlichen Be-

zugsgröße (für 2020 sind 

das 159,25 Euro), waren 

die Auszahlungen voll bei-

tragspflichtig. Einmalige 

Kapitalleistungen werden 

als fiktiver monatlicher 

Bezug über einen Zeit-

raum von zehn Jahren an-

gesetzt. In der Kranken-

versicherung wird aus der 

Freigrenze nun ein Freibetrag, der jedoch nur für die Betriebs-

renten gilt und nicht auf Arbeitseinkommen übertragbar ist. 

Beitragspflichtig ist damit nur noch der Teil, der über dem Frei-

betrag liegt. In der Pflegeversicherung bleibt jedoch alles wie 

gehabt – bei Überschreitung der Freigrenze sind die Zahlungen 

in voller Höhe beitragspflichtig. Außerdem gilt die 

Freibetragsregelung nur für Pflichtmitglieder der gesetzlichen 

Krankenversicherung. Bei freiwilligen Mitgliedern werden wie 

bisher sämtliche Versorgungsbezüge in voller Höhe verbeitragt, 

selbst wenn sie die Freigrenze nicht übersteigen. Die Änderung 

wurde erst kurz vor dem Jahreswechsel beschlossen, sodass für 

Bestandsfälle erst im Lauf des Jahres eine Rückrechnung und 

Beitragserstattung erfolgen wird. 

 Jobtickets: Seit Januar 2019 sind Zuschüsse des Arbeitgebers 

für Jobtickets steuerfrei, sofern sie zusätzlich zum ohnehin ge-

schuldeten Arbeitslohn gezahlt werden. Allerdings werden die 

Zuschüsse auf die Entfernungspauschale des Arbeitnehmers an-

gerechnet. Nun gibt es noch eine Pauschalversteuerungsmög-

lichkeit für alle anderen Zuschüsse zu Jobtickets, also insbeson-

dere Entgeltumwandlungen und andere Zuschüsse, die der Ar-

beitgeber nicht zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-

lohn zahlt. Der Arbeitgeber kann dabei wählen zwischen einem 

Pauschalsteuersatz von 15 % mit Anrechnung auf die Entfer-

nungspauschale des Arbeitnehmers oder einem Pauschalsteuer-

satz von 25 %. Im zweiten Fall sind alle steuerlichen Verpflich-

Beteiligung oder Nebentätigkeit keine 

positiven Erträge resultieren, wird die-

ses Urteil nun per Nichtanwendungsge-

setz ausgehebelt. In allen noch offe-

nen Fällen haben auch gewerbliche 

Beteiligungen und Nebentätigkeiten, 

die nur mit Verlust betrieben werden, 

eine Abfärbung zur Folge. 

 Aufbewahrungspflichten: Bei einer 

Betriebsprüfung darf der Prüfer Ein-

sicht in die steuerlich relevanten Da-

ten nehmen und die Nutzung des ver-

wendeten EDV-Systems verlangen. Da-

rüber hinaus kann der Prüfer die ma-

schinelle Auswertung oder einen Da-

tenträger mit diesen Daten fordern. 

Diese Datenzugriffsrechte der Finanz-

verwaltung führen dazu, dass Unter-

nehmen die verwendeten EDV-Systeme 

auch nach einem Wechsel der verwen-

deten Soft- oder Hardware oder einer 

Auslagerung der Daten über die zehn-

jährige Aufbewahrungsfrist aufrecht-

erhalten müssen. Künftig reicht es, 

wenn der Betrieb nach fünf Jahren nur 

noch einen Datenträger mit den steu-

erlich relevanten Daten vorhält. Die 

Technik selbst kann also künftig nach 

fünf statt nach zehn Jahren ausgemus-

tert werden. Sofern jedoch vor Ablauf 

von fünf Jahren mit einer Außenprü-

fung begonnen wurde und diese noch 

nicht abgeschlossen ist, ist eine Verla-

gerung der Daten auf einen Datenträ-

ger erst nach Abschluss der Außenprü-

fung möglich. Neben der Entlastung 

der Unternehmen setzt dies auch An-

reize für die Finanzverwaltung, Be-

triebsprüfungen zeitnah anzugehen. 

Die Änderung gilt für alle Daten, deren 

Aufbewahrungsfrist zum 1. Januar 

2020 nicht bereits abgelaufen ist. 

 Geldbußen: Für alle ab 2019 von ande-

ren EU-Staaten festgesetzte Geldbu-

ßen sowie damit zusammenhängende 

Aufwendungen sowie für auf Hinter-

ziehungszinsen anzurechnende Nach-

zahlungszinsen, die ab 2019 festge-

setzt werden, gilt ein Betriebsausga-

benabzugsverbot. 

 Haftung der Organgesellschaft: Nach 

Ansicht des Bundesfinanzhofs kann die 

Finanzverwaltung nach der bisherigen 

Gesetzesfassung bei mehrstufigen Or-

ganschaften nur unmittelbare Organ-

gesellschaften für Steuerschulden des 

Organträgers in Haftung nehmen. Mit 

einer Neuregelung wurde nun klarge-

stellt, dass ein Haftungsbescheid auch 

gegenüber einer nachrangigen Organ-

gesellschaft erlassen werden kann, die 

eine Steuerschuld wirtschaftlich verur-

sacht hat oder bei der ein Haftungsan-

spruch durchsetzbar erscheint. 



 

 8 

tungen abgegolten, es erfolgt keine Anrechnung auf die Entfer-

nungspauschale und auch ein Ausweis der Zuschüsse in der 

elektronischen Lohnsteuerbescheinigung ist in diesem Fall nicht 

notwendig. Die Pauschalversteuerungsmöglichkeit gilt zwar 

rückwirkend ab Januar 2019, wird sich aufgrund der bereits 

weitgehend abgeschlossenen Entgeltabrechnungen für 2019 bei 

Inkrafttreten der Änderung aber erst 2020 auswirken. 

 Fahrräder: Die 2019 eingeführte und bis Ende 2021 befristete 

Steuerbefreiung des geldwerten Vorteils aus der Überlassung 

eines betrieblichen Fahrrads durch den Arbeitgeber oder der 

privaten Nutzung eines betrieblichen Fahrrads durch den Inha-

ber wurde bis Ende 2030 verlängert. Für Arbeitnehmer gilt die 

Steuerbefreiung allerdings nur, wenn die Überlassung zusätzlich 

zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erfolgt. In allen anderen 

Fällen ist pro Monat 1 % der auf volle 100 Euro abgerundeten 

unverbindlichen Preisempfehlung für die Privatnutzung anzuset-

zen. Dieser Bewertungsansatz war bisher zu halbieren, wenn 

der Arbeitgeber dem Ar-

beitnehmer das Fahrrad 

erstmals nach dem 31. De-

zember 2018 und vor Ende 

2022 überlassen hat. Auf-

grund der Gesetzesände-

rungen hat die Finanzver-

waltung diese Regelung 

nun nicht nur ebenfalls für 

Überlassungen bis Ende 

2030 verlängert, sondern auch nochmals halbiert. Nur für 2019 

ist demnach die halbe Preisempfehlung anzusetzen, ab 2020 

stattdessen nur noch ein Viertel der Preisempfehlung. Neben 

den erweiterten Steuervorteilen für die reine Überlassung eines 

betrieblichen Fahrrads gibt es ab 2020 auch die Möglichkeit zur 

Pauschalierung der Lohnsteuer auf die unentgeltliche oder ver-

billigte Übereignung eines betrieblichen Fahrrads durch den Ar-

beitgeber zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn. 

 Weiterbildungsleistungen: Um Rechtssicherheit zu schaffen, 

werden Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers für Maßnah-

men, die nach dem Sozialrecht durch die Bundesagentur für Ar-

beit gefördert werden können, rückwirkend ab 2019 explizit von 

der Steuer befreit. Die Steuerbefreiung gilt daneben auch für 

andere Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers, die der Ver-

besserung der allgemeinen Beschäftigungsfähigkeit des Arbeit-

nehmers dienen. Die Weiterbildung darf allerdings keinen 

überwiegenden Belohnungscharakter haben. 

 Beschränkt Steuerpflichtige: Mehrere Änderungen dienen dazu, 

ab 2020 auch beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer in das 

Verfahren der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale sowie 

den betrieblichen Lohnsteuer-Jahresausgleich einzubeziehen. 

Weil beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer in der Regel in 

Deutschland nicht meldepflichtig sind, kann die für das Lohn-

steuerabzugsverfahren erforderliche Zuteilung einer steuerli-

chen Identifikationsnummer nicht durch die Gemeinde angesto-

ßen werden. Deshalb muss der Arbeitnehmer selbst die Zutei-

lung beim Betriebsstättenfinanzamt des Arbeitgebers beantra-

gen. Um Probleme bei der Antragstellung, Verständigung, Post-

zustellung und Weitergabe der Identifikationsnummer bei den 

oft befristeten Dienstverhältnissen ausländischer Arbeitnehmer 

zu vermeiden, kann der Arbeitnehmer auch seinen Arbeitgeber 

bevollmächtigen, die Zuteilung einer Identifikationsnummer zu 

Änderungen für Kapitalanleger 

Auch für Kapitalanleger gibt es 2020 wie-

der Änderungen im Steuerrecht. Insbe-

sondere das inoffizielle Jahressteuerge-

setz 2019 enthält Änderungen für Invest-

mentfonds und andere Kapitalanlagen. 

Dabei handelt es sich aber nicht um sub-

stanzielle Neuregelungen im Steuerrecht, 

sondern im Wesentlichen um Klarstellun-

gen. Neu ist in erster Linie, dass auch 

Zinserträge dem Kapitalertragsteuerabzug 

unterliegen sollen, die über eine Internet-

Plattform vermittelt wurden. 

Eine andere Änderung hat jedoch deutlich 

gravierendere Folgen für Kapitalanleger, 

denn im Jahressteuergesetz 2019 waren 

für 2020 noch zwei weitere Gesetzesän-

derungen vorgesehen, mit denen das Bun-

desfinanzministerium steuerzahlerfreund-

lichen Urteilen des Bundesfinanzhofs die 

gesetzliche Grundlage entziehen wollte. 

Diese wurden aber vom Bundestag aus der 

endgültigen Fassung wieder gestrichen 

und stattdessen in veränderter Form in 

ein anderes Gesetz eingefügt. In vollem 

Umfang wirken sich die Änderungen erst 

2021 aus, aber ein Teil der neuen Verlust-

verrechnungsbeschränkung gilt bereits ab 

diesem Jahr. Alle Details über diese Än-

derung, die laute Kritik daran und geplan-

te Verfassungsbeschwerden lesen Sie in 

einer der nächsten Ausgaben. 

 Totalverlust: Der Bundesfinanzhof hat 

in den letzten Jahren verschiedene 

Formen des Totalverlusts einer Kapi-

talanlage als steuerlich abziehbaren 

Verlust anerkannt. Für ab 2020 reali-

sierte Verluste aus dem Ausfall einer 

Kapitalforderung, der Ausbuchung ei-

ner Aktie oder dem Verkauf wertloser 

Wirtschaftsgüter wird daher eine Ver-

lustverrechnungsbeschränkung einge-

führt. Solche Verluste sind nur mit 

Einkünften aus Kapitalvermögen und 

maximal bis zu einem Betrag von 

10.000 Euro pro Jahr verrechenbar. 

Nicht verrechnete Verluste können auf 

das Folgejahr vorgetragen werden. 

 Crowdlending: Die Abgeltungsteuer 

auf Zinsen wird nun auch dann erho-

ben, wenn die Zinsen aus einer Forde-

rung stammen, die über eine Internet-

Plattform erworben wurde. Grund für 

diese Änderung ist das Crowdlending, 

bei dem statt einer Bank viele Kleinan-

leger als Kreditgeber fungieren. Wird 

die Kapitalanlage über eine Internet-

Plattform vermittelt, die auch die Zah-

lung der Kapitalerträge abwickelt, 

wurde nach den bisher geltenden Re-

gelungen keine Kapitalertragsteuer 

einbehalten, obwohl der Plattformbe-

treiber über die notwendigen Informa-
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beantragen. In diesem Fall wird die Finanzverwaltung das Mit-

teilungsschreiben an den Arbeitgeber senden. Mit der Zuteilung 

der Identifikationsnummer kann der Arbeitnehmer dann wie je-

der voll steuerpflichtige Arbeitnehmer auch ganz normal in den 

betrieblichen Lohnsteuer-Jahresausgleich einbezogen werden. 

 Arbeitnehmerüberlassung: Vom Gesetzestext wurden bei einer 

grenzüberschreitenden Arbeitnehmerüberlassung bisher nicht 

ausdrücklich die Fälle erfasst, in denen ein verbundenes aus-

ländisches Unternehmen (oft die Muttergesellschaft) auf einen 

finanziellen Ausgleichanspruch gegenüber dem inländischen Un-

ternehmer verzichtet, obwohl unter Fremden üblicherweise ein 

Ausgleich beansprucht worden wäre. Das ermöglichte internati-

onalen Konzernen die Umgehung der Lohnsteuerabzugsver-

pflichtung für die nach Deutschland entsandten Arbeitnehmer. 

Eine Änderung schließt ab 2020 diese Lücke im Gesetz, indem 

die Lohnsteuerabzugsverpflichtung auch dann greift, wenn un-

ter Fremden ein Ausgleich vereinbart worden wäre.  

 

Änderungen bei der Umsatzsteuer ab 2020 

Neben Änderungen bei grenzüberschreitenden Geschäften än-
dern sich im Umsatzsteuerrecht 2020 einige Grenzwerte und 
die Steuersätze für bestimmte Produkte und Leistungen.  

Auch bei der Umsatzsteuer hat sich zum Jahreswechsel einiges ge-

ändert. Neben der Absenkung des Steuersatzes auf bestimmte 

Produkte und Dienstleistungen sind das in erster Linie Änderungen 

für den grenzüberschreitenden Handel. Außerdem wurden die 

Grenzwerte für Kleinbetriebe angehoben und einige Regelungen 

neu in das Umsatzsteuergesetz aufgenommen. 

 Kleinunternehmergrenze: Die Anwendung der Kleinunterneh-

merregelung setzt seit 2003 voraus, dass der Umsatz im vergan-

genen Kalenderjahr 17.500 Euro nicht überschritten hat und 

50.000 Euro im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich nicht 

übersteigen wird. Ab 2020 

wird die erste Grenze nun 

auf 22.000 Euro angeho-

ben, was der Höhe nach 

der Inflationsrate seit der 

letzten Anpassung der 

Kleinunternehmergrenze 

entspricht. Der zweite 

Grenzbetrag bleibt unver-

ändert bei 50.000 Euro. 

 Ist-Versteuerung: Die jährliche Umsatzgrenze bei der Ist-

Versteuerung wird 2020 um 100.000 Euro angehoben. Damit gibt 

es nach der 2015 erfolgten Anhebung der Buchführungsgrenze 

ab 2020 wieder einen Gleichklang von Ist-Versteuerungs- und 

Buchführungsgrenze. 

 Sofortmaßnahmen: Vor einiger Zeit hat sich die EU-Kommission 

eine wesentliche Überarbeitung des EU-Mehrwertsteuersystems 

vorgenommen. Das seit 1993 geltende System soll voraussicht-

lich bis 2022 einer grundlegenden Reform unterzogen werden. 

Weil die Beratung zwischen den Mitgliedstaaten zu einer so um-

fassenden Reform aber viel Zeit in Anspruch nimmt, führt die 

EU auch am bisherigen System noch Änderungen durch. Der Rat 

der EU hat daher mehrere Sofortmaßnahmen („Quick Fixes“) 

zur Bekämpfung des Umsatzsteuerbetrugs und Verbesserung der 

tionen verfügt. Die Besteuerung der 

Kapitalerträge hing daher in der Ver-

gangenheit allein davon ab, dass der 

Anleger diese in der Einkommensteu-

ererklärung angibt. Nun soll der 

Kapitalertragsteuerabzug in diesen 

Fällen vom inländischen Betreiber oder 

von der inländischen Zweigniederlas-

sung des ausländischen Betreibers ei-

ner solchen Crowdlending-Plattform 

vorgenommen werden. 

 Investmentfonds: Verschiedene Ände-

rungen im Investmentsteuergesetz sind 

in erster Linie Klarstellungen zum Sta-

tus eines Investmentfonds. Damit wer-

den sowohl Rechtsunsicherheiten aus-

geräumt als auch Steuergestaltungs-

möglichkeiten aufgrund unklarer For-

mulierungen beseitigt. Außerdem wird 

der Zeitpunkt des Zuflusses ausschüt-

tungsgleicher Erträge eines Spezial-

Investmentfonds vom Geschäftsjahres-

ende auf den Verkaufszeitpunkt ver-

schoben. Das soll vermeiden, dass der 

Fonds bei einem Verkauf aller Anteile 

während des Geschäftsjahrs die Kapi-

talertragsteuer nachträglich beim An-

leger einfordern muss. 

 Fondsetablierungskosten: Fondsetab-

lierungskosten, die vom Anleger beim 

Kauf eines Fondsanteils zu zahlen sind, 

gehören zu den Anschaffungskosten 

der vom Fonds erworbenen Wirt-

schaftsgüter und sind damit nicht so-

fort in voller Höhe als Betriebsausga-

ben oder Werbungskosten abzugsfähig. 

Ein Fondsanleger gilt immer dann als 

Erwerber, wenn er keine wesentliche 

Einflussmöglichkeit auf das vom Fonds-

initiator vorgegebene Vertragswerk 

hat.  Ein neuer Paragraph im Einkom-

mensteuergesetz schreibt diese seit 

langem bestehende Rechtsauffassung 

rückwirkend im Gesetz fest, nachdem 

der Bundesfinanzhof seine Rechtspre-

chung in dieser Frage geändert hat. 

 Arbeitnehmer: Arbeitnehmer, die Ka-

pitalerträge erhalten haben, ohne dass 

dabei ein Steuerabzug erfolgt ist (Ab-

geltungsteuer), müssen jetzt zwingend 

eine Steuererklärung abgeben. Eine 

Bagatellgrenze gibt es dabei nicht. 

 Altersvorsorgeverträge: Anbieter von 

Altersvorsorgeverträgen müssen den 

Kunden jedes Jahr schriftlich über die 

Verwendung der eingezahlten Beiträge 

und die Höhe des gebildeten Kapitals 

sowie vor Beginn der Auszahlungsphase 

über die Form und Höhe der vorgese-

henen Auszahlungen informieren. Ab 

2020 können diese Mitteilungen mit 

Zustimmung des Kunden auch elektro-

nisch bereitgestellt werden. 
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Rechtssicherheit bei grenzüberschreitenden Geschäften be-

schlossen. Diese Änderungen sollen spezifische Probleme bei 

der Steuerbefreiung und dem Nachweis innergemeinschaftlicher 

Lieferungen, bei Reihengeschäften und bei Konsignationslagern 

lösen, bis das neue Mehrwertsteuersystem kommt. Sie wurden 

zum 1. Januar 2020 in nationales Recht umgesetzt. 

 EU-Lieferungen: Die Angabe der USt-Identifikationsnummer 

(UStIdNr.) des Käufers wird EU-weit als zusätzliche Vorausset-

zung für die Umsatzsteuerbefreiung einer innergemeinschaftli-

chen Lieferung von Gegenständen festgeschrieben. Die UStIdNr. 

ist nach dieser Änderung nicht nur eine formale, sondern eine 

materielle Voraussetzung, ohne die eine Steuerbefreiung nicht 

in Frage kommt. Außerdem wird die Steuerbefreiung für eine 

innergemeinschaftliche Lieferung verweigert, wenn der liefern-

de Unternehmer seiner Pflicht zur Abgabe der Zusammenfas-

senden Meldung nicht oder nicht vollständig und richtig nachge-

kommen ist. Berichtigt der Unternehmer eine ursprünglich un-

richtige oder unvollständige Zusammenfassende Meldung oder 

gibt diese verspätet ab, greift die Steuerbefreiung rückwirkend. 

 Reihengeschäfte: Um die Rechtssicherheit bei der umsatzsteu-

erlichen Behandlung von Reihengeschäften zu verbessern, gel-

ten ab 2020 EU-weit einheitliche Kriterien. Als Reihengeschäfte 

werden aufeinanderfolgende Lieferungen derselben Gegenstän-

de bezeichnet, an denen mehr als zwei Parteien beteiligt sind, 

bei denen die Gegenstände 

aber direkt vom ersten Lie-

ferer zum letzten Abneh-

mer befördert werden. Die 

innergemeinschaftliche Be-

förderung der Gegenstände 

wird eindeutig einer der 

Lieferungen zugeordnet, 

und nur diese Lieferung 

kommt in den Genuss der 

für innergemeinschaftliche Lieferungen vorgesehenen Steuerbe-

freiung. Wird die Ware durch den ersten Unternehmer in der 

Reihe befördert oder versendet, wird die Warenbewegung sei-

ner Lieferung zugeordnet. Veranlasst dagegen der letzte Ab-

nehmer den Transport, ist die Beförderung oder Versendung der 

Lieferung ihm zuzuordnen. Wird die Ware schließlich durch ei-

nen Zwischenhändler befördert oder versendet, ist die Waren-

bewegung der Lieferung an ihn zuzuordnen, es sei denn, er 

weist nach, dass er die Ware als Lieferer transportiert hat oder 

er verwendet eine gültige UStIdNr., die ihm im Startland der 

Beförderung oder Versendung erteilt wurde. Die anderen Liefe-

rungen der Reihe werden besteuert und können die Registrie-

rung des Lieferers im Mitgliedstaat der Lieferung erfordern. 

 Konsignationslager: Die letzte Sofortmaßnahme sieht eine ver-

einfachte und einheitliche Behandlung für die Konsignationsla-

gerregelungen vor, bei denen ein Verkäufer Gegenstände in ein 

Lager verbringt, das einem bekannten Erwerber in einem ande-

ren Mitgliedstaat zur Verfügung steht. Durch die Neuregelung 

wird die Lieferung aus einem Konsignationslager zu einer inner-

gemeinschaftlichen Lieferung statt wie bisher als innergemein-

schaftliche Verbringung mit anschließender lokaler Lieferung 

behandelt zu werden. Das erspart dem Verkäufer die Notwen-

digkeit, sich im Bestimmungsland steuerlich registrieren zu las-

sen und dort die umsatzsteuerlichen Regelungen für nationale 

Lieferungen zu erfüllen. 

Mitteilungspflicht für grenzüber-
schreitende Steuergestaltungen 

Der Rat der Europäischen Union hatte 

2018 die Amtshilferichtlinie wesentlich 

erweitert. Ab 2020 sollen die Mitglied-

staaten sich gegenseitig intensiver über 

Geschäfte informieren, die Auswirkungen 

auf die Besteuerung haben. Die dazu not-

wendigen Gesetzesänderungen mussten 

bis Ende 2019 in deutsches Recht umge-

setzt werden, wozu Bundestag und Bun-

desrat vor dem Jahreswechsel das „Ge-

setz zur Einführung einer Pflicht zur Mit-

teilung grenzüberschreitender Steuerge-

staltungen“ verabschiedet haben. 

Ziel des Gesetzes ist es, grenzüberschrei-

tende Steuervermeidungspraktiken und 

Gewinnverlagerungen zu identifizieren 

und zu verringern, um das Steuerauf-

kommen aus wirtschaftlichen Betätigun-

gen zu erhalten. Die Mitgliedstaaten der 

EU wollen ihre Steuerbemessungsgrundla-

gen davor schützen, dass Gewinne durch 

Steuergestaltungen in Länder verlagert 

werden, die niedrig oder gar nicht be-

steuern. Weil die Steuergestaltungen im-

mer ausgefeilter werden und sich häufig 

die höhere Mobilität von Kapital und im-

materiellen Werten zunutze machen, 

sieht die EU als einzige zuverlässige Lö-

sung eine Meldepflicht für grenzüber-

schreitende Steuergestaltungen. Dem Fis-

kus wird damit die Möglichkeit gegeben, 

die Gestaltung auf ihre rechtliche Zuläs-

sigkeit zu überprüfen und Gesetzeslücken 

zu schließen oder gesetzgeberische Ge-

genmaßnahmen in die Wege zu leiten. 

Primär richtet sich das neue Gesetz gegen 

die Praktiken multinationaler Konzerne, 

die sich besonders leicht solche Gestal-

tungen zu Nutze machen können. Das Ge-

setz sieht aber keine Einschränkung auf 

einen bestimmten Nutzerkreis oder eine 

Geringfügigkeitsschwelle vor, sodass auch 

Kleinbetriebe und Kapitalanleger sich der 

Pflicht bewusst sein sollten, da bei einer 

Verletzung der Mitteilungspflicht Bußgel-

der bis zu 25.000 Euro drohen. 

Die neue Pflicht zur Meldung grenzüber-

schreitender Steuergestaltungen trifft in 

erster Linie sogenannte „Intermediäre“. 

Ein Intermediär ist wer eine Steuergestal-

tung vermarktet oder für Dritte konzi-

piert, organisiert oder bereitstellt. Das 

können beispielsweise Banken oder Fi-

nanzberater sein, aber auch Rechtsanwäl-

te, Notare und Wirtschaftsprüfer, die an 

der rechtlichen Gestaltung mitgewirkt 

haben. Werden diese jedoch für die Mel-

depflicht nicht von ihrer Verschwiegen-

heitsverpflichtung als Berufsgeheimnis-

träger entbunden, geht die Mitteilungs-

pflicht auf den Nutzer der Steuergestal-
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 Ausfuhrlieferungen: Ausfuhrlieferungen im nichtkommerziellen 

Reiseverkehr sind nun erst dann von der Umsatzsteuer befreit, 

wenn der Gesamtwert der Lieferung einschließlich Umsatzsteu-

er 50 Euro übersteigt. Eine Zusammenfassung mehrerer Rech-

nungen, um dadurch die Wertgrenze zu überschreiten, ist nicht 

zulässig. Die Wertgrenze entfällt zum Ende des Jahres, in dem 

das bereits in Vorbereitung befindliche IT-Verfahren zur auto-

matisierten Erteilung der Ausfuhr- und Abnehmerbescheinigun-

gen in Deutschland in Betrieb geht. Die Änderung betrifft vor 

allem Bagatellfälle bei Ausfuhrlieferungen in die Schweiz. 

 Bahnfahrkarten: Bahnfahren soll ab 2020 günstiger und da-

durch attraktiver sein. Der Umsatzsteuersatz auf Bahnfahrkar-

ten im Fernverkehr wurde dazu von 19 % auf 7 % gesenkt und 

damit dem Steuersatz im Nahverkehr angeglichen. Bahnfahrten 

im Fernverkehr werden damit rund 10 % günstiger. 

 E-Books & Hörbücher: Die EU hatte den Mitgliedstaaten die 

Möglichkeit eingeräumt, auf Medien unabhängig von der äuße-

ren Form einen ermäßigten Steuersatz anzuwenden. Dies wurde 

zum 18. Dezember 2019 in deutsches Recht umgesetzt. Seither 

unterliegen Veröffentlichungen in elektronischer Form dem er-

mäßigten Steuersatz von 7 %, wenn sie funktional herkömmli-

chen Büchern, Zeitungen oder Zeitschriften entsprechen. Das 

gilt auch für reine Online-Publikationen mit oder ohne Down-

loadmöglichkeit für beliebige Endgeräte sowie den Einzelabruf 

von Beiträgen aus einer Online-Datenbank. Hörbücher sind nun 

auch dann begünstigt, wenn sie in einem elektronischen Format 

erworben werden. Bislang 

war die Begünstigung auf 

CDs und andere körperli-

che Medien beschränkt. 

Begünstigt ist auch der 

Zugang zu Datenbanken, 

die eine Vielzahl von 

elektronischen Büchern, 

Zeitungen oder Zeit-

schriften oder Teile von 

diesen enthalten. Die Steuerermäßigung gilt sowohl für die 

dauerhafte als auch für die befristete Überlassung elektroni-

scher Medien. Ausgenommen von der Steuerermäßigung sind 

dagegen elektronische Medien, die überwiegend aus Videoinhal-

ten oder Musik bestehen sowie Veröffentlichungen, die über-

wiegend Werbezwecken dienen und jugendgefährdende Medien.  

 Menstruationsprodukte: Auch für „Erzeugnisse für Zwecke der 

Monatshygiene“ gilt seit dem 18. Dezember 2019 der ermäßigte 

Umsatzsteuersatz. 

 Reiseleistungen: Der Europäische Gerichtshof hatte entschie-

den, dass die deutsche Sonderregelung für Reiseleistungen in-

soweit unionsrechtswidrig ist, als dass Reiseleistungen für Kun-

den, die diese für ihr Unternehmen nutzen, von der Sonderre-

gelung ausgeschlossen sind. Daher werden solche B2B-Geschäfte 

nun ebenfalls in die Sonderregelung einbezogen. 

 Steuerbefreiung: Ab 2020 sind sonstige Leistungen von selb-

ständigen Personenzusammenschlüssen an ihre Mitglieder für 

unmittelbare Zwecke ihrer nicht steuerbaren oder steuerfreien 

Umsätze von der Umsatzsteuer befreit. Die an das jeweilige 

Mitglied erbrachte sonstige Leistung muss zur Ausführung der 

nicht steuerbaren oder steuerfreien Leistungen unmittelbar 

verwendet werden. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn ärztli-

tung selbst über. Die Meldung ist inner-

halb von 30 Tagen nach Eintritt bestimm-

ter Kriterien an das Bundeszentralamt für 

Steuern zu erstatten. Bis Mitte des Jahres 

will das Bundesfinanzministerium in einer 

Verwaltungsanweisung weitere Details zu 

der Meldepflicht regeln und mittelfristig 

auch eine Liste der vom Fiskus akzeptier-

ten Steuergestaltungen veröffentlichen. 

 

Abschluss einer Betriebsprüfung 
ohne Aufhebung der Vorläufigkeit 

Normalerweise heben die Finanzämter 

nach Abschluss einer Betriebsprüfung den 

Vorbehalt der Nachprüfung für die geprüf-

ten Veranlagungszeiträume auf. Die Fest-

setzungsfrist läuft nach Überzeugung des 

Finanzgerichts Baden-Württemberg nach 

einer Außenprüfung jedoch auch dann ab, 

wenn das Finanzamt vergisst, den Vorbe-

halt der Nachprüfung aufzuheben, sofern 

im Prüfungsbericht dokumentiert wurde, 

dass die Prüfung nicht zu einer Änderung 

der Besteuerungsgrundlagen geführt hat. 

Spätere Änderungs- oder Erstattungsan-

träge sind in so einem Fall verjährt. 

 

Kostenbeteiligung im Rahmen 
einer doppelten Haushaltsführung 

Mit der Reform des Reisekostenrechts 

wurden ab 2014 auch für die doppelte 

Haushaltsführung die gesetzlichen Rege-

lungen etwas geändert. Seither setzt die 

steuerliche Anerkennung eines eigenen 

Hausstands am Hauptwohnsitz dort eine 

finanzielle Beteiligung an den Kosten der 

Lebensführung voraus. Mit dieser Ände-

rung wollte der Fiskus ein steuerzahler-

freundliches Urteil des Bundesfinanzhofs 

aushebeln und die steuerliche Anerken-

nung einer doppelten Hausführung in den 

Fällen einschränken, in denen ledige Ar-

beitnehmer eine unentgeltlich überlasse-

ne Wohnung oder ein Zimmer im Haus der 

Eltern bewohnen. Die Finanzverwaltung 

hat die neue Regelung so ausgelegt, dass 

die Kostenbeteiligung eine regelmäßige 

Beteiligung an den laufenden Wohnungs- 

und Verbrauchskosten voraussetzt. Dem 

hat jetzt das Niedersächsische Finanzge-

richt widersprochen: Weder dem Wortlaut 

des Gesetzes noch der Gesetzesbegrün-

dung ließe sich eine derartige Einschrän-

kung entnehmen. Daher seien auch ande-

re Formen der Kostenbeteiligung anzuer-

kennen, beispielsweise eine Einmalzah-

lung an die Eltern am Jahresende wie im 

Streitfall. Entscheidend sei lediglich, dass 

die Kostenbeteiligung oberhalb einer 

Geringfügigkeitsgrenze von 10 % der Ge-

samtkosten liegt. Das Finanzamt hat ge-

gen das Urteil Revision eingelegt. 
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che Praxis- und Apparategemeinschaften Geräte zentral be-

schaffen und ihren Mitgliedern zur Verfügung stellen und Labor-

untersuchungen oder weitere medizinische Leistungen für ihre 

Mitglieder ausführen. Tätigkeiten, die lediglich mittelbar der 

Ausführung von nicht steuerbaren oder steuerfreien Umsätzen 

der Mitglieder dienen (z. B. allgemeine Verwaltungsleistungen), 

fallen dagegen nicht unter die Befreiung, weil sie diese allen-

falls fördern. Weiterhin setzt die Steuerbefreiung voraus, dass 

das Entgelt für die Leistung lediglich ein Kostenersatz ist. 

 Fiskalvertreter: Ein im Ausland ansässiges Unternehmen kann 

sich im Inland durch einen Fiskalvertreter vertreten lassen, 

wenn es im Inland ausschließlich umsatzsteuerfreie Umsätze tä-

tigt und keinen Vorsteuerabzug geltend machen kann. Gesetz-

lich sind Fiskalvertreter derzeit nur verpflichtet, eine Umsatz-

steuer-Jahreserklärung einzureichen. Künftig sind sie auch zur 

Abgabe vierteljährlicher Umsatzsteuer-Voranmeldungen und ggf. 

Zusammenfassender Meldungen verpflichtet. 

 Umsatzsteuerhinterziehung: Sofern ein Unternehmer wusste 

oder hätte wissen müssen, dass er sich mit seiner Leistung oder 

seinem Leistungsbezug an einem Umsatz beteiligt, der von ei-

nem anderen Beteiligten auf einer vorhergehenden oder nach-

folgenden Umsatzstufe in eine Umsatzsteuerhinterziehung oder 

in die Erlangung eines nicht gerechtfertigten Vorsteuerabzugs 

einbezogen war, kann das Finanzamt ihm den Vorsteuerabzug 

oder die Steuerbefreiung für diesen Umsatz verweigern.  

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 

noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-

min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

GmbH-Gesellschafter hat kein 
Drittanfechtungsrecht 

Der Gesellschafter einer GmbH hat kein 

Drittanfechtungsrecht gegen einen gegen 

die GmbH ergangenen Feststellungsbe-

scheid über das steuerliche Einlagekonto. 

Allein der Adressat eines Steuerbescheids 

ist befugt, gegen diesen Verwaltungsakt  

Einspruch oder Klage zu erheben, meint 

das Finanzgericht Schleswig-Holstein. Das 

gelte auch im Fall der Feststellung über 

das Einlagekonto, die eine Bindungswir-

kung für den Ertragsteuerbescheid des 

Gesellschafters hat. Die klagende Gesell-

schafterin hat gegen das Urteil Revision 

beim Bundesfinanzhof eingelegt. 

 

Lange Renovierung des Familien-
heims kostet Steuervorteil 

Das Finanzgericht Münster hat die Auffas-

sung der Finanzverwaltung bestätigt, dass 

ein Familienheim nicht erbschaftsteuer-

frei ist, wenn der Erbe die Immobilie erst 

nach einer dreijährigen Renovierungspha-

se bezieht. Daran ändert sich nichts durch 

die besondere Sachlage im Streitfall, in 

dem der Vater des Klägers eine Doppel-

haushälfte bis zu seinem Tod bewohnte, 

während der Sohn die andere Doppel-

haushälfte nutzte. Nach dem Tod verband 

der Sohn die beiden Hälften und nahm 

umfassende Renovierungsarbeiten vor. 

 



 

 13 

Kassenvorschriften ab 2020 

Ab 2020 ist der Einsatz manipulationssicherer Kassen per Ge-
setz verbindlich vorgeschrieben. Das Bundesfinanzministerium 
hat zu diesen neuen Vorgaben viele weitere Details geregelt. 

Unternehmen mit elektronischen Registrierkassen oder Kassensys-

temen wurden mit dem Kassengesetz verpflichtet, diese ab 2020 

mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung (tSE) 

auszurüsten. Außerdem müssen die Betriebe die Anschaffung oder 

Außerbetriebnahme von Kassen an das Finanzamt melden sowie 

weitere neue Vorgaben zur Kassenführung beachten. 

Das Gesetz enthält aber keine Pflicht zur Nutzung elektronischer 

Kassensysteme. Damit können beispielsweise auf Wochenmärkten, 

Festen, in Hofläden und dergleichen weiterhin manuelle Aufzeich-

nungen geführt werden. Auch wenn das Kassengesetz bereits 2016 

beschlossen wurde, hat das Bundesfinanzministerium viele Details 

zu der Gesetzesänderung erst im Sommer 2019 geregelt. Hier sind 

alle wesentlichen Vorgaben im Überblick. 

 Aufzeichnungssysteme: Die neuen Vorgaben gelten für elekt-

ronische Aufzeichnungssysteme mit Kassenfunktion. Das ist bei 

einem Gerät dann der Fall, wenn es der Erfassung und Abwick-

lung von zumindest teilweise baren Zahlungsvorgängen dienen 

kann. Dazu zählen auch elektronische, vor Ort genutzte Zah-

lungsformen (Geldkarte, virtuelle Konten, Bonuspunktesysteme 

etc.) sowie Gutscheine, Guthabenkarten und dergleichen. Eine 

Aufbewahrungsmöglichkeit des verwalteten Bargeldbestandes 

(z.B. Kassenlade) ist nicht erforderlich. Reine Buchhaltungssys-

teme gelten also nicht als Aufzeichnungssysteme im Sinne des 

Kassengesetzes. 

 Sicherheitseinrichtung: Seit dem 1. Januar 2020 müssen elekt-

ronische Kassen und Aufzeichnungssysteme über eine zertifi-

zierte tSE verfügen, die die Vollständigkeit und 

Unveränderbarkeit der erfassten Geschäftsvorfälle gewährleis-

tet. Dabei können miteinander verbundene Geräte auch ge-

meinsam dieselbe tSE nutzen. Die tSE muss nicht nur alle Ge-

schäftsvorfälle im Kassensystem manipulationssicher protokol-

lieren, sondern auch andere Vorgänge (Trainingsbuchungen, So-

fort-Stornos, Abbrüche etc.). Ist die Kasse nicht nachrüstbar, 

genügt aber den bisherigen Vorgaben und wurde zwischen 2010 

und 2019 angeschafft, darf sie bis Ende 2022 weiter verwendet 

werden. Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist nachzuweisen. 

 Ausfall: Fällt eine tSE aus, dann sind Ausfallzeiten und -grund 

zu dokumentieren. Das kann auch automatisiert durch das Kas-

sensystem erfolgen. Kann das System ohne die tSE weiterbe-

trieben werden, muss dieser Ausfall auf dem Beleg ersichtlich 

sein. Betrifft der Ausfall nur die tSE, kann das Kassensystem bis 

zur Beseitigung des Ausfallgrundes weiterhin genutzt werden. 

Der Unternehmer muss jedoch unverzüglich die Ausfallursache 

beheben oder Maßnahmen zu deren Beseitigung treffen. Die Be-

legausgabepflicht bleibt auch während des Ausfalls bestehen 

und entfällt lediglich bei einem vollständigen Ausfall des Kas-

sensystems oder bei Ausfall der Druck- oder Übertragungsein-

heit. Fällt nur die Druck- oder Übertragungseinheit für den Be-

leg aus, muss das Kassensystem weiterhin genutzt werden. 

 Belegausgabepflicht: Wer Geschäftsvorfälle mit einem elektro-

nischen Kassensystem erfasst, muss ab 2020 zwingend einen Be-

leg für den Kunden ausstellen. Der Beleg kann elektronisch oder 

in Papierform zur Verfügung gestellt werden. Die Belegausga-

Fristen für die neuen Pflichten 

Das Kassengesetz hat drei neue Pflichten 

eingeführt, die eigentlich alle zum 1. Ja-

nuar 2020 in Kraft treten sollten. Doch 

die Finanzverwaltung hat ihren Teil der 

notwendigen Vorbereitungen zu lange 

hinausgeschoben, weshalb nun für jede 

Pflicht andere Fristen zu beachten sind.  

 Sicherheitsmodul: Die Um- oder Nach-

rüstung von Kassensystemen auf die 

neuen Vorgaben war eigentlich bis zum 

31. Dezember 2019 abzuschließen. Die 

Hersteller konnten aber aufgrund der 

verspäteten Vorgaben durch die Fi-

nanzverwaltung nicht rechtzeitig mit 

der Entwicklung der finalen Module 

beginnen, sodass viele Betriebe die ge-

setzliche Frist nicht halten konnten. 

An der Frist selbst hat die Finanzver-

waltung nichts geändert, denn diese 

ist im Gesetz festgeschrieben. Aller-

dings hat das Bundesfinanzministerium 

geregelt, dass es bis zum 30. Septem-

ber 2020 nicht beanstandet wird, wenn 

ein Betrieb die Umrüstung noch nicht 

vollzogen hat. 

 Meldepflicht: Wer elektronische Kas-

sen oder Aufzeichnungssysteme ein-

setzt, müsste dem Finanzamt eigent-

lich ab dem 1. Januar 2020 auf dem 

amtlich vorgeschriebenen Vordruck je-

de Anschaffung oder Außerbetrieb-

nahme melden sowie für vor 2020 an-

geschaffte Kassensysteme die Meldung 

bis zum 31. Januar 2020 nachgeholt 

haben. Die Finanzverwaltung  hat je-

doch keinen Vordruck veröffentlicht, 

womit auch die Meldepflicht derzeit 

noch nicht greift. Stattdessen will der 

Fiskus für die Meldungen auf ein elekt-

ronisches Meldeverfahren setzen, das 

aber noch in Arbeit ist. Bis dieses ver-

fügbar ist, sind die Betriebe von der 

Meldepflicht befreit. Wie lange es bis 

zur Verfügbarkeit des neuen Meldever-

fahrens voraussichtlich dauern wird 

und wieviel Zeit den Betrieben dann 

für eine Meldung bleibt, hat das Bun-

desfinanzministerium nicht mitgeteilt. 

 Belegausgabepflicht: Die einzige neue 

Vorgabe, die alle Betriebe bereits ab 

dem 1. Januar 2020 beachten müssen, 

ist die Belegausgabepflicht, über die 

im Vorfeld viel diskutiert wurde. Eine 

Ausnahme von der Belegausgabepflicht 

gilt nur dann, wenn kein elektroni-

sches Aufzeichnungssystems verwendet 

wird (z. B. „offene Ladenkasse“). 

 Altsysteme: Ist eine Kasse nicht nach-

rüstbar, genügt aber den alten Vorga-

ben und wurde zwischen 2010 und 

2019 angeschafft, darf sie bis Ende 

2022 weiter verwendet werden. 
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bepflicht gilt jedoch nur für Geschäftsvorfälle, an denen ein 

Dritter beteiligt ist. Entnahmen, Einlagen und dergleichen sind 

also nicht betroffen. Die Belegausgabe muss unmittelbar nach 

Abschluss des Vorgangs erfolgen. 

 Elektronische Belege: Für eine elektronische Bereitstellung des 

Beleges ist die Zustimmung des Kunden erforderlich. Unabhän-

gig von der Entgegennahme durch den Kunden ist der elektroni-

sche Beleg in jedem Fall zu erstellen. Die Sichtbarmachung ei-

nes Beleges auf einem Bildschirm des Verkäufers (Kassendisplay 

etc.) allein reicht jedoch nicht aus. Der Beleg muss in einem 

standardisierten Dateiformat (JPG, PNG, PDF etc.) bereitge-

stellt werden, sodass Abruf und Anzeige beim Kunden mit einer 

kostenlosen Standardsoftware möglich sind. 

 Papierbelege: Bei der Ausgabe von Papierbelegen reicht das 

Angebot zur Entgegennahme an den Kunden aus, wenn zuvor 

der Beleg erstellt und ausgedruckt wurde. Eine Pflicht zur An-

nahme des Belegs durch den Kunden oder zur Aufbewahrung 

nicht entgegengenommener Papierbelege gibt es nicht. 

 Befreiung: Bei Verkauf von Waren oder Erbringung von Dienst-

leistungen an eine große Zahl nicht bekannter Personen ist auf 

Antrag und mit Zustimmung des Finanzamts eine Befreiung von 

der Belegausgabepflicht möglich. Die Befreiung kommt aller-

dings nur dann in Betracht, wenn mit der Pflicht eine sachliche 

oder persönliche Härte für den Betrieb verbunden ist. Die ent-

stehenden Kosten sind allein keine sachliche Härte. Die Gewäh-

rung der Befreiung entbindet den Unternehmer auch nicht vom 

Anspruch des Kunden auf die Ausstellung einer Quittung. 

 Aufbewahrung: Die von der tSE erstellten Daten können zwar 

vom Kassensystem in ein Archivsystem übertragen und in der 

Kasse gelöscht werden. In diesem Fall müssen die Daten aber 

mitsamt Protokollierungsdaten der Archivierung weiterhin voll-

ständig erhalten bleiben und während der Aufbewahrungsfrist in 

der vorgeschriebenen Form exportierbar sein. Bei einer Be-

triebsprüfung müssen die Daten zur Verfügung gestellt werden. 

 Meldepflicht: Wer elektronische Kassen oder Aufzeichnungssys-

teme einsetzt, muss dem Finanzamt jede Anschaffung oder 

Außerbetriebnahme melden. Darunter fallen auch Zerstörung 

oder Verlust einer Kasse. Die Meldung muss innerhalb eines Mo-

nats nach der Anschaffung oder Außerbetriebnahme erfolgen. 

Der Inhalt der Meldung umfasst neben Name und Steuernummer 

des Unternehmens sowie dem Datum der Anschaffung oder 

Außerbetriebnahme auch Angaben zur Art der tSE sowie zu Art 

und Anzahl der verwendeten elektronischen Aufzeichnungssys-

teme und deren Seriennummer(n). Außerdem müssen die Kas-

sen in der Meldung eindeutig einer Betriebsstätte zugeordnet 

werden, wenn das Unternehmen über mehrere Betriebsstätten 

verfügt, und für jede Betriebsstätte ist eine separate Meldung 

erforderlich. Diese Angaben nutzen die Finanzämter unter an-

derem bei der Fallauswahl für Außenprüfungen. 

 Sanktionen: Werden Verstöße gegen die neuen Verpflichtungen 

festgestellt, können diese als Steuerordnungswidrigkeit mit ei-

ner Geldbuße von bis zu 25.000 Euro geahndet werden, auch 

wenn kein steuerlicher Schaden entstanden ist. Ausgenommen 

von diesen drakonischen Strafen sind lediglich Verstöße gegen 

die Mitteilungspflicht und die Belegausgabepflicht. Das bedeu-

tet jedoch nicht, dass das Finanzamt bei Verstößen gegen diese 

beiden Pflichten nicht andere Sanktionen ergreifen könnte.  

Pflichtangaben im Kassenbeleg 

Die Mindestangaben auf einem Beleg sind 

unabhängig von den umsatzsteuerlichen 

Vorgaben an eine Rechnung geregelt. Ist 

daher die Erstellung einer Rechnung nicht 

erforderlich, muss dennoch für jeden Kas-

senvorgang ein Beleg erstellt werden, der 

mindestens folgende Angaben enthält: 

 Den vollständigen Namen und die voll-

ständige Anschrift des leistenden Un-

ternehmers. Diese Anforderung ist er-

füllt, wenn sich aufgrund der im Beleg 

enthaltenen Bezeichnungen Name und 

Anschrift des leistenden Unternehmers 

eindeutig feststellen lassen. 

 Das Datum der Belegausstellung und 

die Zeitpunkte des Vorgangbeginns so-

wie der Vorgangsbeendigung. 

 Die Menge und die Art der gelieferten 

Gegenstände oder den Umfang und die 

Art der sonstigen Leistung. 

 Die von der Kasse oder tSE erzeugte 

Transaktionsnummer. 

 Das Entgelt und den darauf entfallen-

den Umsatzsteuerbetrag für die Liefe-

rung oder sonstige Leistung in einer 

Summe sowie den anzuwendenden 

Steuersatz oder im Fall einer Umsatz-

steuerbefreiung einen Hinweis darauf, 

dass für die Lieferung oder sonstige 

Leistung eine Steuerbefreiung gilt. Er-

fordert ein Geschäftsvorfall nicht die 

Erstellung einer umsatzsteuerlichen 

Rechnung, sondern einen sonstigen Be-

leg (z. B. Lieferschein), wird nicht be-

anstandet, wenn dieser Beleg nicht 

den Steuerbetrag enthält. 

 Die Seriennummer des elektronischen 

Aufzeichnungssystems oder die Serien-

nummer des Sicherheitsmoduls, die 

auch bei der internen Protokollierung 

gespeichert wird. 

 Der Betrag für jede in der Transaktion 

verwendete Zahlungsart. 

 Der aktuelle Stand des Signaturzählers 

in der verwendeten Sicherheitseinrich-

tung des Kassensystems. Der Signatur-

zähler wird bei jeder Prüfwertberech-

nung um den Wert 1 erhöht. 

 Der von der Sicherheitseinrichtung für 

den Vorgang erzeugte Prüfwert. Dieser 

Prüfwert wird aus allen für den Vor-

gang zu speichernden Daten bei Ab-

schluss oder Abbruch des Vorgangs 

zwingend erzeugt. 

Alle neun Pflichtangaben müssen für je-

dermann ohne maschinelle Unterstützung 

lesbar sein, unabhängig davon, ob der Be-

leg auf Papier ausgedruckt oder elektro-

nisch bereitgestellt wird. 

 

 


